
Mythen zu Studiengebühren
für Nicht­EU­Bürger*innen und
ihre Widerlegung
„Die geplanten Studien­
gebühren verbessern die
Hochschulfinanzierung“
Es würden nur sehr wenige
diese Gebühren zahlen, weil
ein großer Teil der Studie­
renden aus Nicht­EU­Staa­
ten (derzeit rund 6%) nicht
mehr oder woanders studie­
ren würde. Ein relevanter
Beitrag der geplanten Ge­
bühren zur Finanzierung der
Hochschulen ist damit nicht
zu erwarten. Dies wäre nur
der Fall, wenn die Gebühren
für Nicht­EU­Studierende
zum Türöffner für die Einfüh­
rung allgemeiner Gebühren
würden.

„Es wird doch Ausnah­
men geben“
Um von den geplanten Aus­
nahmeregelungen Gebrauch
zu machen, kämen Studie­
rende ohne wohlhabende
Eltern unter den Rechtferti­
gungsdruck, beweisen zu
müssen, dass sie entweder
besonders leistungsstark
sind oder aus einem beson­
ders armen Land kommen.

Z.B. können in Baden­Würt­
temberg lediglich 5 % aller
Nicht­EU­Studierenden von
Studiengebühren ausge­
nommen werden. Die dortige
Landesregierung schreibt je­
der einzelnen Hochschule
die Anzahl der maximal zu
befreienden Studierenden,
unabhängig von den tat­
sächlich zu berücksichtigen­
den Studierenden, vor.

Stipendien und Härtefallre­
gelungen können deshalb

die negativen Auswirkungen
vielleicht mildern, jedoch
nicht kompensieren.

„Wer hierhin kommt, hat
doch genug Geld“
Wer müsste eigentlich unter
Berücksichtigung der ge­
planten Ausnahmeregelun­
gen die Gebühren letztend­
lich zahlen?

Laut der 20.Sozialerhebung
des Deutschen Studenten­
werks kommt die Mehrheit
der ausländischen Studie­
renden mit wohlhabendem
Elternhaus aus der EU und
ist daher gar nicht von den
Gebühren betroffen. Rund
9% der ausländischen Stu­
dierenden stammen aus
Afrika und könnten voraus­
sichtlich auf Grund von Aus­
nahmeregelungen von den
Gebühren befreit werden.
Zahlen müssten voraus­
sichtlich vor allem die 31%
der Bildungsausländer*inn­
nen, die aus Asien kommen
und die 11%, die aus Ameri­
ka stammen. Die Studie
zeigt zudem: Je einkom­
mensstärker das Herkunfts­
land ist, desto häufiger wer­
den Studierende durch ihre
Eltern unterstützt oder erhal­
ten ein Stipendium. Dage­
gen bestreiten 52% der Bil­
dungsausländer*innen ihren
Lebensunterhalt in Deutsch­
land durch eine Erwerbstä­
tigkeit neben dem Studium.

Letztlich würden also durch
die geplanten Gebühren
nicht Studierende aus finan­
ziell stärkeren Elternhäusern

zur Kasse gebeten, sondern
Studierende, die bereits jetzt
parallel arbeiten müssen, um
sich ihr Studium leisten zu
können, und die auf Grund
des Aufenthaltsrechtes auch
nur in sehr beschränktem
Umfang arbeiten dürfen.

Die Konsequenz wäre, dass
aus Staaten wie Indien i.d.R.
nur noch Mitglieder der O­
berschicht, nicht aber aus
der neu entstehenden Mittel­
schicht, ein Studium in
Deutschland aufnehmen
könnten. Junge Menschen
aus der amerikanischen Un­
terschicht könnten es sich
i. d. R. nicht mehr leisten,
nach Deutschland zu kom­
men, um z. B. Umweltwis­
senschaften zu studieren. In
Zeiten, in denen die US­Re­
gierung den Klimawandel
leugnet, wäre das fatal.

Wir fordern freie Bildung
für alle!

„In anderen Ländern
muss man doch auch
Studiengebühren zah­
len“
In der Tat müssen ausländi­
sche Studierende in einigen
Ländern Studiengebühren
zahlen. In anderen jedoch
nicht. Dass die Zustände
woanders schlechter sind, ist
kein Argument dafür, es ge­
nauso schlecht zu machen.
Letztlich ist die Frage: Wor­
an wollen wir uns orientieren
und wofür selbst Vorbild
sein?

Für Gebührenfreiheit haben
Studierende in allen Ländern
lange gekämpft oder kämp­
fen noch immer dafür. Wir
setzen uns jetzt wieder dafür
ein. Denn wir wollen nicht
„die Herausbildung deut­

scher Wissenschaft und Bil­
dung als ökonomisches Pre­
mium­Produkt, von dem
niemand anderes profitieren
darf“6, sondern ein gebüh­
renfreies Studium, und zwar
für alle.

„Sollen denn die deut­
schen Steuerzahler*in­
nen die ganze Welt
retten?“
Nein, viele andere Länder,
darunter auch deutlich är­
mere als Deutschland, leis­
ten ja auch durch ein
gebührenfreies Studium für
alle einen Beitrag. Aber tat­
sächlich kann Deutschland
als eines der reichsten Län­
der der Welt mehr beitragen
als viele andere Länder. Zu­
dem: Warum sollte ein ge­
bührenfreies Studium für
alle, das bisher finanzierbar
war, künftig nicht mehr mög­
lich sein, wenn Deutschland
trotz der letzten Wirtschafts­
krise noch nie reicher war
als jetzt? Die Frage ist, wo­
für das Geld ausgegeben
wird.

„Ich bin nicht betroffen –
oder doch?“
1. Wofür ist das wichtig?
Solidarität kennt keine Gren­
zen.

2. Aber vielleicht ist deine
Kommilitonin betroffen, ne­
ben der Du jeden Tag im
Hörsaal sitzt, und der Typ,
mit dem Du neulich das Re­
ferat gehalten hast?

3. Durch den Einschnitt in
die kulturelle Vielfalt in For­
schung, Lehre und Campus­
Leben bist du vielleicht eben
doch betroffen.

Die Hochschule
als Wirkungsstätte

Argumente gegen die geplanten

Gebühren für Nicht­EU­Studierende

_____________________

6 Pressemitteilung des Aktionsbündnis­
ses gegen Bildungs­ und Studiengebüh­
ren, 12.7.2017
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4 § 3 (7) Hochschulgesetz NRW

5 Stellungnahme des Senates der Uni­
versität zu Köln zu den Gebührenplänen
der Landesregierung

Die Hochschule
als Wirkungsstätte
2010 wurden die Studienge­
bühren in NRW auf Grund
der Proteste der Studieren­
denschaft nach weniger als
einer Legislaturperiode wie­
der abgeschafft. Die neue
Landesregierung plant nun,
Studiengebühren für Nicht­
EU­Bürger*innen in Höhe
von 1500 € pro Semester
einzuführen. Das im Koaliti­
onsvertrag proklamierte Ziel,
dass NRW „ein Land, in dem
der Aufstieg durch Bildung
nicht vom
Geldbeutel
der Eltern
abhängen
darf,“ sein
soll, wird da­
durch ad ab­
surdum ge­
führt:

Betroffen
wären vor
allem Men­
schen, die
ohnehin vie­
le bürokrati­
sche Hürden
zu nehmen
und sehr ho­
he Kosten
für ihr Studi­
um zu schul­
tern haben.
Nicht­EU­
Bürger*innen
haben besondere Probleme,
BAföG zu bekommen oder
nebenher Geld zu verdie­
nen, weil sie oft keine oder
nur eine eingeschränkte Ar­
beitserlaubnis haben. Ein
Teilzeitstudium, um neben­
her arbeiten zu können,
kommt zudem für viele nicht
in Frage, weil ihr Studieren­

den­Visum eine längere Stu­
diendauer nicht ermöglicht.
Außerdem müssen sie be­
reits vor ihrer Einreise das
gesamte Geld für ihren Le­
bensunterhalt in Deutsch­
land hinterlegen. Das sind in
der Regel 8700€ pro bean­
tragtem Visum­Jahr. Durch
die geplanten Studienge­
bühren werden die Bildungs­
möglichkeiten noch mehr
von der sozialen Lage der
Elternhäuser abhängig ge­

macht als
jetzt schon.

Viele Studie­
rende könn­
ten sich das
Studium mit
den Gebüh­
ren nicht
mehr leisten
und es ist mit
einem erheb­
lichen Rück­
gang an in­
ternationalen
Studierenden
zu rechnen,
wie die Er­
fahrungen in
Baden­Würt­
temberg zei­
gen, dessen
Gebühren­
modell für
NRW über­

nommen werden soll: „Zum
Sommersemester 2017 ha­
ben sich an den baden­würt­
tembergischen Hochschulen
von den zugelassenen aus­
ländischen Studierenden
aus Drittstaaten 43% weni­
ger eingeschrieben“.1

Somit würde aus dem im
UN­Sozialpakt2 verbrieften
„Recht eines jeden auf Bil­
dung“ und deren „Unentgelt­
lichkeit“ ein exklusives Gut,
für das bestimmte Menschen
zahlen müssten, nur weil sie
den „falschen“ Pass haben.

Wir treten daher gegen Stu­
diengebühren jeglicher Art
und für ein öffentlich ausfi­
nanziertes Bildungssystem
ein.

Wir pauken,
sie profitieren?
Die Gebühren zielen auf die
Kommerzialisierung der
Hochschulen ab. Statt auf
die bedingungslose Teilhabe
aller als Gewinn für Individu­
um und Gesellschaft wird
auf die sog. Lenkungsfunkti­
on der Gebühren gesetzt:
Auch wenn nur bestimmte
Studierende die Gebühren
zahlen müssten, wird Bil­
dung dadurch für alle zur
Ware erklärt, für die die El­
tern mancher Studierender
schon durch ihre Steuern
bezahlt haben. Dies legt na­
he, dass das Studium darin
bestünde, sich das „Rüst­
zeug“ anzueignen, das hilft,
den Anforderungen der Ar­
beitgeber*innen zu entspre­
chen, damit sich die
Investition in diese Ware
auch gelohnt hat.

Wir lehnen ein Studium als
Anhäufung von Humankapi­
tal gemäß einer Kosten­Nut­
zen­Rechnung ab und set­
zen stattdessen auf eine
Hochschule, die Wirkungs­
stätte aller ihrer Mitglieder
mit dem Ziel einer „nachhal­
tigen, friedlichen und demo­

kratischen Welt“3 ist.

Bildung wird mehr,
wenn man sie teilt.
Bildung als Ware zu behan­
deln, bedeutet, sie Men­
schen vorzuenthalten, die
nicht dafür bezahlen (kön­
nen). Da Bildung aber mehr
wird, wenn man sie teilt,
heißt das, eine Einschrän­
kung von Entwicklungsmög­
lichkeiten, Ideen, Verbes­
serung von Lebensbedin­
gungen, weltoffener Kultur
und Weltaneignung in Kauf
zu nehmen. Von alledem
könnte die Welt jedoch
mehr gebrauchen.

Miteinander lernen statt
gegeneinander hetzen –
Für eine kulturvolle
Gesellschaft
In der aktuellen internationa­
len Hochphase des Frem­
denhasses ist es ein
politisch fragwürdiges Zei­
chen, eine Teilung im Bil­
dungssystem zwischen
EU­Bürger*innen und Nicht­
EU­Bürger*innen vorzuneh­
men. Diese institutionelle
Diskriminierung bedient –
gewollt oder ungewollt – na­
tional­egoistische Stimmun­
gen und macht rechte und
diskriminierende Argumenta­
tionsmuster salonfähig.

Aufgabe der Hochschulen ist
dagegen laut Hochschulge­
setz NRW, „die regionale,
europäische und internatio­
nale Zusammenarbeit [zu
fördern]; sie berücksichtigen
die besonderen Bedürfnisse

ausländischer Studieren­
der“4. Die geplanten Stu­
diengebühren bedeuten
nicht nur einen Einschnitt in
die Internationalität der
Hochschulen, sondern treten
auch die studentische Kultur
mit Füßen.

Eine „vorbehaltlose Weltof­
fenheit“ ist aber Vorausset­
zung dafür, dass Hochschu­
len „Diskussionsforum und
plurale Wirkungsstätte für
Studierende aus aller Welt“5

sind und rege, freundschaft­
liche und vorbehaltlose Ko­
operation zwischen Men­
schen aller Länder fördern.

Die Menschheit ist Eine!
Dass eine Minderheit Ge­
bühren zahlen soll, obwohl
das Studium im Allgemeinen

gebührenfrei ist, verstärkt
Ungleichheiten und das Ge­
fühl, es gäbe „uns“ und „an­
dere“. Klimawandel, Armut,
soziale Ungerechtigkeit und
Krieg sind aber globale Pro­
bleme, die „wir“ nur gemein­
sam lösen können. Dabei ist
der wissenschaftliche Aus­
tausch auf internationaler
Ebene in Forschung und
Lehre zentral.

Niemand ist verzichtbar!

_____________________

1 Pressemitteilung des WUS, 3.5.2017

_____________________

2 UN­Sozialpakt, 1966, Artikel 13

3 § 3 (6) Hochschulgesetz NRW
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